
VerfGH 37/26.VB-1 
B e s c h l u s s  

 
In dem Verfahren über  

die Verfassungsbeschwerde 
 
 
des  Herrn 

 
Beschwerdeführers, 

 
 
gegen  das Urteil des Arbeitsgerichts Düsseldorf vom 10. November 2025  

 – 6 Ca 5581/23 –  
 

 
 
hat die 1. Kammer des  
 

VERFASSUNGSGERICHTSHOFS FÜR DAS LAND NORDRHEIN-WESTFALEN 

am 5. Mai 2026 

 

durch  

 

die Präsidentin Prof. Dr. D a u n e r - L i e b ,  

den Vizepräsidenten Prof. Dr. H e u s c h und 

den Richter Dr. R ö h l  

 

gemäß § 58 Abs. 2 und § 59 Abs. 2 VerfGHG  

 

einstimmig beschlossen:  

 

Die Verfassungsbeschwerde wird als unzulässig 
zurückgewiesen. 
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G r ü n d e : 

 

Die Verfassungsbeschwerde wird gemäß § 58 Abs. 2 Satz 1, § 59 Abs. 2 Satz 1 

VerfGHG durch die Kammer zurückgewiesen. Sie ist unzulässig, weil der Beschwer-

deführer den Rechtsweg nicht erschöpft hat. 

 

Ist gegen die behauptete Verletzung der Rechtsweg zulässig, kann die Verfassungs-

beschwerde gemäß § 54 Satz 1 VerfGHG erst nach Erschöpfung des Rechtswegs 

erhoben werden. Die gegen das angegriffene Urteil des Arbeitsgerichts gemäß § 64 

Abs. 2 Buchst. b) ArbGG statthafte Berufung, auf die der Beschwerdeführer in der 

Rechtsmittelbelehrung des Urteils auch hingewiesen wurde, hat er nicht eingelegt. 

Ausnahmen vom Rechtswegerschöpfungsgebot des § 54 Satz 1 VerfGHG kommen 

hier nicht in Betracht. Insbesondere liegen, anders als offenbar der Beschwerdefüh-

rer meint, keine Anhaltspunkte für eine offensichtliche Aussichtslosigkeit der Beru-

fung vor. 

 

Prof. Dr. Dauner-Lieb Prof. Dr. Heusch Dr. Röhl 
 


